
 
  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Newsletter Januar 2024  
Ihr Abgeordneter für den Kreis Soest, Hans-Jürgen Thies 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 
 
Januar 2024 – Deutschland geht auf die Straße! Mir kam der alte Hölderlin-
Satz in den Sinn: „Wo aber Gefahr ist, wächst das Rettende auch.“ Die so-
genannte „schweigende Mehrheit“ schweigt nicht mehr, sondern trägt ihre 
Empörung, ihr Entsetzen, trägt ihren Widerstand gegen den immer dreister 
und unverhohlener auftretenden Rechtsextremismus auf die Straßen der 
Städte und Gemeinden in ganz Deutschland. 
 
Und dieser Widerstand der Millionen Demonstranten trifft dort, wo er tref-
fen soll: Er trifft die AfD ins Mark. Wer am Mittwoch die Rede von Alice 
Weidel in der Generaldebatte im Bundestag gehört hat, hat eine Parteivor-
sitzende erlebt, die erkennt, dass sie selbst und das Netzwerk ihrer Partei 
entlarvt worden sind. Am Ende schrie sie in einer bösen Verdrehung ihren 
Hass gegen die Regierung, gegen den Bundestag heraus.  
 
Die Entscheidung über die Zukunft unserer Demokratie wird letztendlich 
in den Wahlkabinen getroffen. Ich bin sicher, dass diese Demonstrationen 
gegen Rechtsextremismus und für unsere freiheitliche Demokratie ihre 
Wirkung in der Wahlkabine entfalten können und potenzielle AfD-Wähler 
es sich dreimal überlegen, ob sie dieser Partei mehr Einfluss geben möch-
ten. Wichtig ist mir aber, darauf hinzuweisen, dass es nicht förderlich ist, 
wenn, wie in Lippstadt geschehen, Gruppierungen die Demos missbrau-
chen, um der CDU „eins auszuwischen“ und sie in die Nähe zu AfD und 
Rechtsextremismus zu rücken. Das ist vollkommen am Thema vorbei und 
schadet allen. 
 
Mich erreichen viele Briefe mit der Aufforderung, ein AfD Verbotsverfah-
ren zu unterstützen. Meine differenzierte Haltung zu dieser nachvollzieh-
baren Forderung schicke ich Ihnen gern zu. Schreiben Sie mir. 
 
Das Jahr begann aber mit den eindrucksvollen und berechtigten Protesten 
der Bauern. In ganz Deutschland rollten die Trecker. Und diese Proteste 
sind in den Ohren der CDU/CSU Politiker in Bund und Ländern nicht 
verhallt. Dazu mehr in diesem Newsletter. 
 

Ihr   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hans-Jürgen Thies                   

MdB                                                       

hans-juergen.thies 

@bundestag.de 

030 – 227 79 450 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
www.hans-juergen-thies.de 

        

 
An dieser Stelle empfehle ich jeden Monat ein 
Video aus dem Bundestag. Heute erlaube ich 
mir, meine eigene Rede vorzuschlagen:   

 
Für die Beibehaltung der  

Agrardiesel-Rückvergütung 
  

in der Agrardebatte im Bundestag am 17.01.24 
 

https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
http://www.hans-juergen-thies.de/
http://www.facebook.com/HansJuergenThies
https://www.instagram.com/hans_juergen.thies/
https://www.hans-juergen-thies.de/


 
  

Die Themen im Januar    
    
 
 

 

 
 

 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 
 

 

 

 

 

In Berlin   

• Beeindruckend und berechtigt: Großdemonstration der 

Bauern vor dem Brandenburger Tor 

• Gesprächskreis Jagd und Natur 

• Internationale Grüne Woche 2024 

• Podiumsdiskussion mit Elrid Pasbrig, SPD, zu: „Lebens-

grundlage Landwirtschaft. Was brauchen wir?“  

• Besuch aus dem Wahlkreis: Daniel Stricker und Nicola 

Niggemeier 

 

Im Wahlkreis 

• Aus gegebenem Anlass: Gespräch mit dem Westfälisch-

Lippischem Landwirtschaftsverband 

• Agrarpolitischer Frühschoppen bei der Katholischen 

Landvolkshochschule Hardehausen 

• Soester Agrarforum 2024 – Fachbereich Agrarwirtschaft 

der Fachhochschule Südwestfalen 

• Neujahrsempfang der MIT Kreis Soest mit Wolfgang 

Bosbach 

 

 

  

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden Friedrich Merz  

• Kernbotschaften der Plenarwochen im Januar  

 

Initiativen der CDU/CSU Fraktion Januar 2024   
z.B. 

• Leitantrag der Woche: Landwirtschaft unterstützen statt 

ruinieren 

• Bioenergie eine klare Zukunftsperspektive geben und 

bestehende Hemmnisse beseitigen 

  

 

 

Bürgersprechstunde im Februar 2024 

Kommen Sie vorbei, ich freue mich auf Sie! 

 

Impressum     

 

 

 



 
  

       

Im Wahlkreis  
                                                                                                                                 

Aus gegebenem Anlass: Gespräch mit dem Westfälisch-

Lippischen Landwirtschaftsverband (WLV)  
Thema: Streichungen beim Agradiesel und der KfZ-Steuer 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
mit meinen Kollegen Heinrich Frieling MdL (mitte li) und Jörg Blöming MdL (Mitte re) 
 

 

Streichung der Agrardieselrückvergütung und der KFZ-Steuerbefreiung für land- 

und forstwirtschaftliche Fahrzeuge 

 

Große Gesprächsrunde mit Josef Lehmenkühler und Burkhard Schröer, Vorsitzender und 

Geschäftsführer des WLV Soest, mehreren Mitgliedern des WLV sowie meinen Landtags-

kollegen Heiner Frieling und Jörg Blöming. Als direkt gewählter Bundestagsabgeordneter 

für den Kreis Soest und Mitglied des Ausschusses für Landwirtschaft setze ich mich vehe-

ment für die Rücknahme der völlig ungerechtfertigten Steuererhöhung ein, mit der die 

Ampel einseitig die Landwirtschaft für das selbst verschuldete Haushaltsloch zur Kasse 

bittet.  

 

Haushaltsloch und Agrardiesel  

Und das ausgerechnet mit der Agrardieselsteuer-Rückerstattung – das zeigt, dass unsere 

Bundesminister Habeck, Lindner und Özdemir nicht wissen, worum es hier geht: Die 

Landwirtschaft bekommt einen Teil der Steuern, die sie für den Diesel bezahlt, mit dem 

sie ihre Landmaschinen betreibt, deshalb rückvergütet, weil diese Fahrzeuge die öffentli-

chen Straßen nicht nutzen. Aus dem Grund gibt es auch das Grüne Kennzeichen der KFZ-

Steuerbefreiung für Landmaschinen.  

  



 
  

In dem Gespräch brachten die Landwirte viele weitere Punkte zur Sprache, die in den letz-

ten Jahrzehnten das Wirtschaften in der Landwirtschaft erschwert und für die Hofnach-

folge auch prekär gemacht haben.  

Diesen Dialog werden wir fortsetzen. Doch zunächst gilt: Die Agrardieselmehrbesteuerung 

muss vom Tisch! Dafür setzt sich die ganze CDU/CSU Bundestagfraktion ein, dafür setze 

ich mich ein! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
zurück 

 

 
Am 29.01.2024 hat das CDU-Präsidium das „Stärkungspaket für Landwirtschaft, sichere 

Ernährung und vitales Forsten in Deutschland“ beschlossen.  

 

! Auf Anfrage schicke ich Ihnen das Stärkungspaket für Landwirtschaft gern zu ! 
Schreiben Sie mir: hans-juergen.thies@bundestag.de 

 
zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
  

Agrarpolitischer Frühschoppen bei der Katholischen 

Landvolkshochschule Hardehausen (LVH) 
„Politikverdrossenheit in Krisenzeiten - Wege aus dem Dilemma“ 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                           mit Anna Hollenbeck M.Sc.Agrar, Dozentin an der LVH 

 

 

Auch der Agrarpolitische Frühschoppen an der LVH in Hardehauen stand natürlich ganz 

im Zeichen der Abschaffung der Steuerrückerstattung für Agrardiesel und der Kfz-Steuer-

befreiung für landwirtschaftliche Maschinen. Die großen Protestaktionen der Land-wirte 

in ganz Deutschland nahm die Dozentin an der LVH, Anna Hollenbeck, zum Anlass fest-

zustellen, dass nicht nur Landwirte, sondern auch andere Berufsgruppen und viele Men-

schen im ganz Privaten unzufrieden seien und sich von der Politik nicht mehr repräsentiert 

fühlen würden. Schlimmer noch, das Parteiensystem selbst gerate in Misskredit. 

 

"Politikverdrossenheit in Krisenzeiten – Wege aus dem Dilemma"  

Unter diesem Motto diskutierten Landwirte, Verbraucher und agrarpolitisch Interessierte 

mit mir, wie die Politik Vertrauen zurückgewinnen kann. 

 

Es gibt nur einen Weg, Vertrauen zurückzugewinnen: Gute Politik! 

Und gute Politik ist bürgernahe Politik, die die Alltagssorgen der Bürger ernst nimmt. In 

meinem Vortrag sprach ich die drängendsten Themen an: Steuerung und Begrenzung der 

Migration, Bekämpfung der Inflation, Bildungs- und Wohnungsmisere, Reduzierung der 

Energiekosten, Sicherung des heimischen Wirtschafts- und Agrarstandorts. 

 

Es gibt viele Wege zur Politikverdrossenheit! Der sicherste ist eine unsensible Gesetzge-

bung nur für Randgruppen, wie wir sie gerade erleben. 

 



 
  

Eine lebhafte Diskussion schloss sich meinen einführenden Worten an. Dabei spielten die 

aktuellen Probleme in der Landwirtschaft die größte Rolle. 

 

Mir hat dieser Agrarpolitische Frühschoppen viel Freude und wichtige Einblicke gebracht. 

Ich war sehr beeindruckt, dass unter den 60 Gästen viele Junglandwirte waren. 

 
Ich danke für die Einladung und komme gern wieder. 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
  

35. Soester Agrarforum – Fachbereich Argrarwirtschaft der 

Fachhochschule Südwestfalen 
Thema 2024: „Landwirtschaft in Deutschland – gesellschaftliche Diskussion, po-

litische Vorgaben und Realität 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                      

 

 

 

mit Eckhard Uhlenberg, Minister a.D. und Präsident NRW Stiftung, und Markus Patzke, 

stellv. Landrat des Kreises Soest       

 

 

Seit 1990 laden der Soester Fachbereich Agrarwirtschaft der Fachhochschule Südwestfa-

len und der Verband Susatia* am Jahresbeginn zum Soester Agrarforum in die Stadthalle 

Soest. 

 

 

In diesem Jahr war das Motto hochaktuell gewählt:  

 

„Landwirtschaft in Deutschland – gesellschaftliche Diskussion, politische Vorgaben und 

Realität“ 

 

Die Anforderungen der Gesellschaft an die Landwirtschaft, die Regelungen der Agrarpoli-

tik und die Wirklichkeit auf dem Feld und im Stall – das ist genau das Spannungsfeld, in 

dem die Landwirte und Landwirtinnen arbeiten müssen. Wenn die Spannungen zu groß 

werden, erleben wir das, was den Beginn dieses Jahres geprägt hat: Massive Bauernproteste 

in ganz Deutschland.   

 



 
  

„Verringerung von Klimaemissionen, Stopp des Rückgangs von Biodiversität, verbesserter 

Boden- und Grundwasserschutz, mehr Tierwohl in der Tierhaltung, Steigerung von Ener-

gie- und Ressourceneffizienz – und nicht zu vergessen: die Versorgung der Bevölkerung 

mit gesunden und bezahlbaren Lebensmitteln. Alle diese Ziele müssen auch künftig durch 

Menschen, Betriebe und Unternehmen praktisch erfüllt werden und sind deshalb Bestand-

teile einer zukunftsweisenden Hochschullehre und sollten auch durch politische Rahmen-

bedingungen unterstützt sein.“ 

 

Damit führte Dekan Prof. Dr. Marc Boelhauve in das Thema ein und legte dar, wie For-

schung und Lehre auf die sich ändernden Bedingungen für die Landwirtschaft durch Kli-

mawandel und gesellschaftliche und politische Ansprüche reagieren. Er formulierte auch 

klar, dass eine auf die Zukunft ausgerichtete Landwirtschaft von realistischen politischen 

Rahmenbedingungen begleitet werden muss. 

 

* Verband der Studierenden und ehemaligen Studierenden, Freunde und Förderer. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
                                                     

 

 

 

                                                              Dekan Prof. Dr. Marc Boelhauve 

 
zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 



 
  

Neujahrsempfang der CDU Mittelstandsvereinigung (MIT) 

Werl-Ense-Wickede 

Festredner: Wolfgang Bosbach 

 

 

 

 

 

 

 
 
Es gibt diese Sternstunden!  
 

Als Festredner bei dem Neujahrsempfang der CDU MIT Werl-Ense-Wickede in Werl sprach 

Wolfgang Bosbanch vor über 200 Gästen. Mit Witz und Sachkenntnis hielt dieser Kenner 

des politischen Betriebs der aktuellen Bundespolitik den Spiegel vor und sprach Klartext. 

Einzeln nahm er sich die drängenden Problembereiche der Gegenwart vor und legte dar, 

dass die Vertrauenskrise der Gesellschaft in die Politik nicht, wie von der Ampel 

behauptet, mit den externen Krisen zusammenhänge, sondern den hausgemachten 

Fehlentwicklungen geschuldet ist, die die Ampel ganz allein beinahe täglich selbst 

produziert.  

 

Kluge Analyse, klare Alternativen, kritische Zuversicht   dazu die tolle Organisation der 

MIT. Das war von A-Z ein politischer Neujahrsempfang, wie er sein soll.  

 

Mein Dank geht an die Organisatoren der MIT Werl-Ense-Wickede  

 

zurück 

 

 

 



 
  

In Berlin 

Großdemonstration der Bauern vor dem Brandenburger Tor 
Beeindruckend, berechtigt, friedlich – und nicht ohne Erfolg! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Die Streichung der Agrardiesel-Rückvergütung ist ein plumper Griff des Fiskus in die 

Taschen der deutschen Landwirte! 

 

Tausende Bauern und Bäuerinnen waren aus ganz Deutschland zum Brandenburger Tor 

gekommen. Eine beeindruckende Kundgebung für ein berechtigtes Anliegen. Mit der Strei-

chung der Agrardiesel-Rückvergütung bittet die Ampel einseitig die Landwirtschaft für das 

selbstverschuldete Haushaltsloch zur Kasse. 

 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion steht entschieden an der Seite unserer Landwirtschaft, 

Forstwirtschaft und des Gartenbaus. Wir teilen das Anliegen der Bauern, dass die Abschaf-

fung der Steuerrückerstattung beim Agrardiesel vollständig zurückgenommen werden 

muss.  Das haben wir im Bundestag mehrfach beantragt, das fordern wir in aller Deutlich-

keit immer noch.  

 

Am heutigen Freitag haben die Ampelfraktionen das Bundeshaushaltsgesetz 2024 (Haus-

haltsfinanzierungsgesetz) im Bundestag verabschiedet und damit die Kürzungen beim Ag-

rardiesel gutgeheißen. Nach dem überhasteten Plan der Regierung sollte das Gesetz per 

Eilbote dem Bundesrat zugeleitet und noch am selben Tag im Eilverfahren auf die Tages-

ordnung zur Zustimmung gesetzt werden. 

 

 

 



 
  

Die unionsgeführten Bundesländer haben das Gesetz im Bundesrat gestoppt 

Aber es gibt ja noch die unionsgeführten Länder im Bundesrat. Und die haben es abgelehnt, 

das Gesetz in Eilverfahren und Stundenfrist durchzuwinken – wegen der Streichung der 

Agrardiesel-Rückvergütung! Sie wollen, dass die Bundesregierung beim Thema Agrar-

diesel nochmal auf die Bauern zugeht. 

Die nächste reguläre Sitzung des Bundesrats ist für den 22. März geplant. Bis dahin 
soll es in den Fachausschüssen beraten werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Theresa Schmidt, Vorsitzende des Bundes der Deutschen Landjugend (BDL),  

spricht auf der Kundgebung vor dem Brandenburger Tor vor Zehntausenden 

und zu Bundesfinanzminister Lindner. Der allerdings stellte sich taub. 

 
zurück 

 

 

 

 

 

 



 
  

Fachtagung Gesprächskreis Jagd und Natur 
Zum Auftakt der Grünen Woche: Treffen der jagdpolitischen Sprecher und 

Sprecherinnen von CDU und CSU 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sprecher und Sprecherin aus den Ländern mit Helmut Dammann-Tamke, Präsident des Deutschen 

Jagdverbands (1.v.r.) 

 

Zum Auftakt der Internationalen Grünen Woche kommen traditionell die jagdpolitischen 

Sprecher und Sprecherinnnen der CDU und CSU aus den Ländern in Berlin zusammen. 

Als jagdpolitischer Sprecher der CDU/ CSU-Bundestagsfraktion habe ich insbesondere zu 

den bundespolitischen Fragen vorgetragen. 

 

Dieses Jahr standen zwei Themen im Fokus der Tagung: Bundeswaldgesetz und der 

Umgang mit invasiven Arten, den Neozoen. 

 

Die Union sieht dringenden Bedarf, invasive Arten stärker einzudämmen. 

Die zunehmende Verbreitung invasiver Arten und deren schädigende Auswirkung auf das 

heimische Ökosystem bereiten uns Landwirtschaft- und Umweltpolitikern der CDU und 

CSU in Bund, Ländern und der EU wachsende Sorgen. Invasive Tierarten, die sog. Neo-

zoen, sind Arten, die aus fremden Ökogebieten durch den Menschen in unseren Lebens-

räumen ausgesetzt oder angesiedelt worden sind. Invasiv werden diese Neulinge, wenn sie 

heimische Arten verdrängen oder gar ausrotten.  Laut einer aktuellen Studie des Weltrats 

für Biodiversität sind diese Eindringlinge weltweit für 60 Prozent der dokumentierten Aus-

rottungen von Tier- und Pflanzenarten verantwortlich, was neben allem anderen jährlich 

zu volkswirtschaftlichen Schäden von 371 Mrd. Euro führt. 

 



 
  

Waschbär & Co. 

Zu diesen invasiven Neozoen gehört zum Beispiel der possierliche Waschbär mit seiner 

typischen schwarzweißen Gesichtszeichnung. Eigentlich in Amerika beheimatet, wurde er 

vor ca. 80 Jahren in Deutschland ausgesetzt und hat sich seither exponentiell vermehrt. Er 

gehört zu den Raubtieren und hat als guter Kletterer leichtes Spiel bei den heimischen 

Singvögeln, denen er Eier und Jungvögel aus den Nestern holt. Aber das ökologische Scha-

denspotential richten Waschbären vor allem bei zahlreichen gefährdeten Amphibienarten 

an, die auf ihrem Speisezettel stehen. Die Liste kann mit Marderhunden, Nutria (Biberratte, 

die mit ihren Bauten Deiche und Uferanlagen durchlöchert) und auch der Nilgans fortge-

setzt werden. Sie alle sind invasiv, verdrängen heimische Arten und verursachen Schäden.  

 

Der Goldschakal 

Seit Ende der 1990er wandert der Goldschakal aus Osteuropa nach Deutschland ein. Damit 

gehört er nicht zu den Neozoen, sondern gilt als heimische Art. Man vermutet, dass der 

Klimawandel seine Ausbreitung nach Mittel- und auch Nordeuropa bewirkt. Als Beutegrei-

fer ist dieser Wildhund ein Nahrungskonkurrent des Fuchses, d.h. beide Arten haben ein 

ähnliches Beuteschema und Fressverhalten. Man muss beobachten, ob sich der Goldscha-

kal als stärkerer Beutejäger erweist und den Fuchs verdrängt und wie in dem Falle ein 

Bestandsmanagement aussehen müsste. Gefährlich wird dem Goldschakal einzig der Wolf. 

Dessen Reviere meidet er. Auch das gilt es zu beobachten. 

 

 

Wir befürworten entschlossene Maßnahmen zur Eindämmung invasiver Neozoen 

Als jagdpolitische Sprecher der CDU und CSU befürworten wir ausdrücklich Maßnahmen 

und Bestrebungen der Länder, des Bundes und der Europäischen Union zur Eindämmung 

der Ausbreitung von gebietsfremden invasiven Arten. Wir bekennen uns zur EU-rechtli-

chen Verpflichtung zur Sicherstellung der Bekämpfung invasiver Arten auch durch jagdli-

che Maßnahmen und setzen uns für eine Verkürzung der Schonzeiten bestimmter Neozoen 

ein. 

 

Die Entwicklung des Goldschakals in Deutschland müssen wir genau im Auge behalten. 

Ein aktives Bestandsmanagement kann bald erforderlich sein. 

 
Beim Bundeswaldgesetz bleibt abzuwarten, ob sich die Ampel überhaupt auf einen 

abgestimmten Entwurf verständigen kann. Sollte dies geschehen, dann werden wir als 

Unionsfraktion sehr sorgfältig darauf achten, dass die Eigentumsrechte der Waldbesitzer 

nicht weiter eingeschränkt werden. 

 

In einer gemeinsamen Erklärung haben wir das Ergebnis dieser Tagung 

zusammengefasst.   

 

! Auf Anfrage schicke ich Ihnen die Erklärung gern zu ! 
Schreiben Sie mir: hans-juergen.thies@bundestag.de 

 
zurück zur Übersicht 



 
  

Internationale Grüne Woche 2024 
Zukunft der Landwirtschaft: Hier ist sie zu besichtigen 

 

 
 

Prädikat: Faszinierend 

Zwei intensive Tage auf der IGW. Hier ist sie zu besichtigen, die moderne Landwirtschaft: 

Klimaanpassung, emissionsarme Kraftstoffe, Precision Farming. Und ein Blick in die Zu-

kunft: Sonnenkraft statt Agrardiesel.  

 

Auf dieser Messe lernt man:  

1. Die Landwirtschaft kann Zukunft ganz allein. Dazu braucht sie keinen Cem Özdemir, 

der ohnehin im Kabinett nichts zu sagen hat. 

2. ⁠Die Streichung beim Agrardiesel muss zurückgenommen werden, bis alternative, um-

weltverträgliche Antriebe einsatzfähig und bezahlbar sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Messerundgang mit Friedrich Merz und meinen Unionskollegen aus dem Ausschuss 

für Ernährung und Landwirtschaft, hier mit Präsident Joachim Rukwied beim DBV. 



 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 

Neben der Tierhalle ist die Blumenhalle der absolute Besuchermagnet. Hier hatten wir ei-

nen Termin mit dem Präsidenten und dem Generalsekretär des Zentralverbandes Garten-

bau, Jürgen Mertz und Bertram Fleischer. Ein zentrales Thema ist nach wie vor die Um-

stellung auf torffreie Blumenerde, alternative Düngemittel und Pflanzenschutz. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Unsere Erde – Verfügbare Anbaufläche für unsere Le-

bensmittel 



 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

„Diese Anbaufläche muss für alle reichen und wir werden immer mehr!“ 

Es ist gut, sich diese Schautafeln am Stand vom Industrieverband Agrar (IVA) immer 
wieder vor Augen zu halten. Nur zehn Prozent der Erdoberfläche stehen für die 
Landwirtschaft zur Verfügung, sieben Prozent als Wiesen und Weiden. Nur drei Prozent 
eignen sich als Ackerland, also für den Anbau von Getreide, Obst und Gemüse. Während 
von dieser Fläche 1960 drei Mrd. Menschen ernährt werden mussten, waren es 2010 knapp 
sieben Mrd. Menschen. Für 2050 wird die Weltbevölkerung auf 9,7 Mrd. Menschen 
hochgerechnet. 
 
IVA-Hauptgeschäftsführer Frank Gemmer fasste es so zusammen: „Diese Fläche muss für 

alle reichen und wir werden immer mehr!“ Klima, Schädlinge, Unkräuter und Pflanzen-

krankheiten werden auch immer mehr und stellen die Landwirte vor immer neue Heraus-

forderungen.  

 

Agrarforschung und modernste, umweltschonende Technologie  

Um diesen Herausforderungen begegnen zu können, brauchen wir eine Landwirtschaft 

auf dem neuesten Stand von Agrarforschung und Technik. Dafür die Rahmenbedingun-

gen zu schaffen, ist das Wichtigste, was Politik leisten muss.  

 

Mit Landwirtschaft wie im Mittelalter werden 10 Milliarden Menschen nicht satt. Das 

müssen auch die Grünen im Bundestag endlich einmal verstehen. 

 

 

 

Die Weltbevölkerung wächst.  

Die Anbaufläche pro Kopf wird kleiner. 



 
  

 

 

 

 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 zurück zur Übersicht 

 

Besuch bei guten Bekann-
ten: Landmaschinenher-
steller Kverneland aus So-
est. 
Intelligente Ackerbau-Sys-
teme, Precision Farming 
waren die Stichworte, als 
Michael Kotthoff die neu-
esten Entwicklungen bei 
den Landmaschinen erläu-
terte. 
 
 

Wolfsschutz alleine ist kein Artenschutz! 
Für mich als Berichterstatter für 
Weidetierhaltung ist der Besuch am Stand der 
Weidetierhalter ein Must. Gina Strampe, 2. 
Vorsitzende des Vereins der Weidetierhalter 
WNoN, betonte mit Nachdruck, dass ein aktives 
Wolfsbestandsmanagement kommen muss. Der 
Wolfsbestand wachse ungebremst weiter, täglich 
erleben Weidetierhalter Übergriffe trotz 
wolfsabweisender Zäune. „Wolfsschutz alleine 
ist kein Artenschutz“, fasste sie zusammen. 
 
Dem kann ich nur vollumfänglich zustimmen! 

 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Jagdgenos-

senschaften und Eigenjagdbesitzer (BAGJE) 

Auch hier war mein Besuch natürlich gesetzt: 

Als jagdpolitischer Sprecher der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion und als stellv. Vorsitzender 

des Landesjagdverbands NRW und überhaupt 

als Jäger ist mir dieser Stand besonders wichtig 

und erfreulich. 

 

Mit dem Vorsitzenden Clemens Freiherr von Oer 

ist der Austausch zu jagdpolitischen und jagd-

rechtlichen Fragen immer ein Gewinn. Dieses 

Mal ging es unter anderem um die Stärkung der 

jagdlichen Eigentumsrechte.  

 



 
  

Podiumsdiskussion: „Lebensgrundlage Landwirtschaft. Was 

brauchen wir?“ 
Beim VDSt zu Halle-Wittenberg mit Elrid Pasbrig MdL Sachsen-Anhalt, SPD   

 

 
 

Im Rahmen ihres Semesterthemas „Krise der Globalisierung?“ hatte mich die 

Studentenverbindung VDSt zu Halle-Wittenberg zu einer Podiumsdiskussion nach Halle 

eingeladen. Ich selbst bin während meines Studiums in Göttingen beim VDSt zu Göttingen 

aktiv geworden – diese Verbindung gilt fürs Leben und so bin ich dieser Einladung gern 

gefolgt. 

 

Unter dem Thema: „Lebensgrundlage Landwirtschaft. Was brauchen wir?“ diskutierte ich 

mit Elrid Pasbrig. Sie ist Mitglied des Landtags Sachsen-Anhalt und dort Sprecherin der 

SPD Fraktion für Landwirtschaft, Tierschutz und Petitionen. In einer Frage stimmten 

unsere Positionen vollkommen überein: Die Grundversorgung mit Lebensmitteln muss in 

Deutschland jederzeit gesichert und darf von Störungen der globalen Handelswege nicht 

abhängig sein. Darauf sind der deutsche und der europäische Markt ausgerichtet. 

 

Es entspann sich eine muntere Diskussion mit den Gästen, die großenteils Studierende der 

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg waren. 

 

 

 

 

  
zurück zur Übersicht 



 
  

Besuch aus dem Wahlkreis 
Daniel Stricker (Soest) und Nicola Niggemeier (Geseke) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Über den zweitägigen Besuch von Daniel (li) und 

Nicola (re) habe ich mich sehr gefreut. Beide sind 

seit vielen Jahren in der JU aktiv und haben mich 

sehr im letzten Bundestagswahlkampf unterstützt. 

Trotz ihres Studiums in Dortmund bzw. Bielefeld 

sind Daniel und Nicola in den Stadtparlamenten ih-

rer Heimatstädte kommunalpolitisch engagiert. Im 

Rahmen ihres Besuches hatten sie das Glück, ausge-

rechnet die lebhafte Generaldebatte zum Etat des 

Kanzleramtes von der Besuchertribüne des Bundes-

tages aus verfolgen zu können. Der verbale Schlag-

abtausch zwischen Merz und Scholz hatte es in sich, 

klarer Punktsieg für Merz! 

 

Von Conrad Feise, der zurzeit sein Freiwilliges So-

ziales Jahr in meinem Büro leistet, bekamen Daniel 

und Nicola eine Führung durch die vier Gebäude des 

Bundestages: Jakob-Kaiser-Haus, Paul-Löbe-Haus, 

Marie-Elisabeth-Lüders-Haus und natürlich den 

Reichstag. Hier stehen sie vor dem Fraktionssaal der 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion auf der Fraktionse-

bene im Reichstagsgebäude.  

 

Manche von Ihnen, die mich hier in Berlin besucht 

haben, werden diesen Platz kennen. 

 

Zurück zur Übersicht 



 
  

 
 

 

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden                                             
____________________________________ 

 

I Kernbotschaften der Plenarwoche im Januar 

Unser Leitantrag der Woche: Landwirtschaft unterstützen statt ruinieren. 

Die Land- und Forstwirtschaft ist eine Schlüsselbranche mit unverzichtbarem Stellenwert für 

die Ernährungssicherung. Das Leben in den ländlichen Regionen ist ohne eine wettbewerbs-

fähige, moderne und zukunftsfeste Landwirtschaft undenkbar. Jeder zehnte Arbeitsplatz in 

Deutschland ist mit der Landwirtschaft verknüpft. Die Land-, Forst- und Ernährungswirt-

schaft befindet sich aktuell, wie auch andere Wirtschaftszweige, in der Krise. Doch anstatt 

unsere Landwirtschaft zu unterstützen, wird die Bundesregierung sie schwächen: Die geplan-

ten Steuererhöhungen sind ein Schlag ins Gesicht für die Landwirte. Wir verstehen ihren Pro-

test und stehen solidarisch an ihrer Seite. 

Die Ampel muss die geplanten Steuererhöhungen für die Landwirtschaft zunächst vollständig 

zurückziehen. Die Landwirtschaft erwartet aber nicht nur die komplette Zurücknahme der in-

akzeptablen finanziellen Mehrbelastungen, die die Bundesregierung den Bauern aufbürdet. 

Vielmehr erwartet sie zu Recht eine grundsätzlich andere Agrarpolitik. Dazu braucht es ganz 

grundlegend eine neue Kultur der Anerkennung gegenüber der Leistung der Landwirte. Ent-

fesselung, Innovationen und Investitionen sind der Dreiklang unserer Agrarpolitik. Es 

braucht endlich ein Bewusstsein dafür, dass jede Regulierung, jede Vorschrift und jede Auf-

lage mit einschneidenden Konsequenzen für die tägliche harte Arbeit unserer Landwirte ver-

bunden ist. Es braucht ein Belastungsmoratorium für landwirtschaftliche Betriebe. Tierhalter 

benötigen Planungssicherheit auf der Grundlage des Borchert-Plans für mehr Tierwohl. Wir 

wollen, dass auch die kommenden Generationen gute Gründe haben, in der Landwirtschaft 

tätig zu sein. 

Keine weitere Zeit verlieren – unverzügliche Lieferung von TAURUS-Marschflugkör-

pern an die Ukraine. 

Die Ukraine widersetzt sich mit internationaler Unterstützung seit fast zwei Jahren in einem 

aufopferungsvollen Verteidigungskampf der russischen Aggression. Russland nimmt vor-

sätzlich hohe eigene Verluste in Kauf und terrorisiert gezielt die ukrainische Bevölkerung. Die 

russischen Streitkräfte stützen sich auf eine zunehmend auf Kriegswirtschaft umgestellte In-

dustrie und nutzen das besetzte ukrainische Hinterland weitestgehend ungefährdet als logis-

tische Basis. Nur dadurch werden die Versorgung der russischen Truppen und deren Angriffe 

erst ermöglicht. Der Ukraine mangelt es an ausreichend Material, um die russischen Versor-

gungslinien, Führungseinrichtungen, Stellungen weitreichender Waffensysteme und die lo-

gistischen Strukturen gezielt angreifen zu können. Doch nur mit dem richtigen Material kann 

die Ukraine diesen Krieg gewinnen.  

https://www.facebook.com/hansjuergenthies
https://www.cdu.de/
https://hans-juergen-thies.de/


 
  

Die Ukraine muss den Krieg gegen Russland gewinnen. Angesichts der prekären militäri-

schen Lage der Ukraine müssen die Anstrengungen zur Ausrüstung der Ukraine sofort deut-

lich verstärkt werden. Dazu zählt eine unverzügliche Lieferung von Marschflugkörpern vom 

Typ TAURUS aus Beständen der Bundeswehr. Parallel hierzu muss eine Nachbeschaffung des 

abgegebenen Materials eingeleitet werden. Mit unserem Antrag zwingen wir die Ampel dazu, 

zur Frage einer TAURUS-Lieferung endlich Farbe zu bekennen. Die Koalition muss nun zei-

gen, wie ernst sie es mit der Unterstützung der Ukraine meint.  

Gesetzentwurf zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts. 

Die Ampel-Koalition will in dieser Sitzungswoche den Gesetzentwurf zur Änderung des 

Staatsangehörigkeitsrechts beschließen. Im Kern geht es der Koalition darum, die Vorausset-

zungen der Einbürgerung deutlich abzusenken. Mit unserem Antrag „Den Wert der deutschen 

Staatsangehörigkeit bewahren“ (Drs. 20/9764) legen wir unsere Kritik dar. Diese betrifft ins-

besondere folgende Punkte:  

- Die Verkürzung der Mindestaufenthaltszeit auf 5 bzw. nur 3 Jahre lehnen wir ab. Die deut-

sche Staatsbürgerschaft ist ein wichtiger Integrationsanreiz. Echte Integration braucht 

Zeit. Die Einbürgerung sollte erst am Ende eines Integrationsprozesses geschehen. Mit 

den derzeitigen Fristen (grundsätzlich 8 Jahre, bei besonderen Integrationsleistungen 6 

Jahre) haben wir einen angemessenen Zeitrahmen und liegen damit im europäischen Mit-

telfeld. 

- Den generellen Doppelpass sehen wir kritisch. Zwar verstehen wir sehr gut, wenn Men-

schen aufgrund ihrer Herkunft Bindungen an mehrere Staaten haben und diese Bindung 

auch in Form einer weiteren Staatsangehörigkeit bewahren möchten. Dennoch sind wir 

überzeugt, dass aus Sicht der Gesamtgesellschaft im Ergebnis die Nachteile überwiegen. 

Der Doppelpass verstärkt die politischen Einflussmöglichkeiten ausländischer Staaten in 

Deutschland, verkürzt den diplomatischen Schutz für Deutsche im Ausland (z.B. Fall 

Deniz Yücel) und ist auch in der EU ein Problem, weil faktisch ein mehrfaches Wahlrecht 

entsteht. Zudem gibt es bereits zahlreiche Ausnahmen – z.B. für EU-Bürger, anerkannte 

Flüchtlinge oder wenn der Herkunftsstaat nicht aus der Staatsangehörigkeit entlässt. 

- Bedauerlich und falsch ist darüber hinaus, dass die Ampel-Koalition sich nicht durchrin-

gen konnte, ein ausdrückliches Bekenntnis zum Existenzrecht des Staates Israel – wie von 

uns gefordert – als Einbürgerungsvoraussetzung in den Gesetzentwurf aufzunehmen. 

Für uns ist die Einbürgerung Ergebnis und nicht Beginn gelungener Integration. Wir freuen 

uns, wenn Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit nach gelungener Integration 

Deutsche werden möchten. Wir freuen uns, wenn sie auf diesem Wege ein klares Bekenntnis 

zu Deutschland abgeben. Der Gesetzentwurf der Ampel genügt diesem Anspruch – Einbürge-

rung als Ergebnis gelungener Integration – jedoch nicht. Insbesondere sehen wir die Verkür-

zung der Mindestaufenthaltszeit kritisch. Die deutsche Staatsbürgerschaft ist ein sehr wich-

tiger Integrationsanreiz. Echte Integration braucht Zeit.  

Friedrich Merz, Fraktionsvorsitzender CDU/CSU         

                                                                                                                    zurück zur Übersicht 



 
  

II Januar 2024 im Parlament 
______________________________________ 

 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Bioenergie eine klare Zukunftsperspektive geben und bestehende Hemmnisse beseiti-

gen. Mit unserem Antrag, den wir in erster Lesung beraten, unterbreiten wir 23 Vorschläge 

für Verbesserungen bei der Bioenergie. Diese reichen von einer Ausweitung der Ausschrei-

bungen über eine Erhöhung der Ausbauziele bis zur Prüfung von Grüngasquoten. Mit unse-

rem Antrag verfolgen wir unser Anliegen der Entfesselung aller Erneuerbaren Energien wei-

ter. So haben wir bereits zur CO2-Abscheidung, -Verwendung und -Speicherung (CCU/CCS), 

zu Wasserstoff, Solar und Geothermie, sowie zu Energiespeichern umfassende Anträge in den 

Deutschen Bundestag eingebracht und beraten. Die Ampel nutzt dennoch immer noch nicht 

alle Potenziale der Erneuerbaren Energien aus. Sie richtet ihren Fokus vielmehr lediglich auf 

Sonne und Wind. Wir wollen aber auch die Bioenergie entfesseln.                                         zurück 

Bereits vor über einem Jahr hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) sein Urteil zum deut-

schen Gesetz über Mindestspeicherfristen für Telekommunikationsverkehrsdaten verkün-

det. Unsere Forderung nach einer IP-Adress-Speicherung zur Sicherung digitaler Beweismit-

tel wurde vom Gerichtshof ausdrücklich für zulässig erklärt. IP-Adressen sind als digitale Be-

weismittel gerade bei der Bekämpfung des sexuellen Kindesmissbrauchs im Internet unab-

dingbar. Ohne Speicherpflicht sind diese digitalen Beweise – wenn eine Tat auffällt – vielfach 

gelöscht und die IP-Adresse kann keiner konkreten Person mehr zugeordnet werden. Das ist 

ein unerträglicher Zustand. Kinderschutz muss endlich Vorrang vor Datenschutz haben. Un-

seren Antrag IP-Adressen rechtssicher speichern und Kinder vor sexuellem Missbrauch 

schützen werden wir in dieser Woche nach über einem Jahr Verzögerung durch die Ampel-

fraktionen endlich abschließend im Plenum beraten. Darin fordern wir: Bundeskanzler 

Scholz muss jetzt den Streit im Kabinett, zwischen Innen- und Justizministerium, beenden. 

Er muss dafür sorgen, dass schnell eine rechtssichere Regelung zur Speicherung von IP-Ad-

ressen auf den Weg gebracht wird. Dabei soll der laut EuGH zulässige Spielraum ausgeschöpft 

werden – zum Schutz der Kinder und Jugendlichen. 

Terroranschläge verhindern – Zum Schutz unserer Bevölkerung entschiedener gegen 

potenzielle Terroristen vorgehen. Die Innere Sicherheit in Deutschland und Europa wird in 

besonderem Maße auch durch den islamistischen Terrorismus bedroht. Gerade das Jahr 2020 

mit den tödlichen Anschlägen in Paris, Dresden, Nizza und Wien hat uns vor Augen geführt, 

dass die Gefährdung durch den islamistischen Terrorismus unvermindert fortbesteht. Auch 

nach Angaben der Bundesinnenministerin steht Deutschland weiterhin im unmittelbaren 

Zielspektrum islamistischer Terrororganisationen. Den Schutz der Bevölkerung dürfen wir 

deshalb nicht dem Zufall überlassen. Mit unserem Antrag – den wir in dieser Woche abschlie-

ßend beraten – fordern wir die Bundesregierung deshalb auf, zur Verhinderung terroristi-

scher Straftaten alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Dazu gehört insbesondere, den 

vom Europäischen Gerichtshof im Urteil vom am 22. September 2022 eröffneten Rahmen zur 

Einführung einer Speicherpflicht für IP-Adressen endlich zu nutzen. Zudem braucht der Ver-

fassungsschutz die Befugnis zur Online-Durchsuchung. Daneben müssen die Sicherheitsbe-

hörden auch potenzielle Terroristen – sogenannte Gefährder – verstärkt in den Blick nehmen. 



 
  

Wir brauchen eine aktivere Rohstoffpolitik, um den Wirtschaftsstandort Deutschland zu stär-

ken. Mit unserem Antrag Deutschlands Rohstoffabhängigkeit reduzieren – Neue Roh-

stoffpartnerschaften auf den Weg bringen, heimische Rohstoffgewinnung stärken for-

dern wir die Bundesregierung auf, jetzt die notwendigen Schritte einzuleiten. Diesen Antrag 

beraten wir in dieser Woche abschließend. Die Verfügbarkeit und Bezahlbarkeit von Rohstof-

fen ist vor allem für unsere gewerbliche Wirtschaft von existenzieller Bedeutung. Gerade vor 

dem Hintergrund der Folgen des russischen Angriffskriegs hat dieses Thema an Brisanz ge-

wonnen. Die Ampel hat im Koalitionsvertrag verbesserte Rahmenbedingungen für die Erkun-

dung heimischer Rohstoffe angekündigt, bisher aber kaum Initiative in diesem Bereich ge-

zeigt. Es braucht ein größeres deutsches Engagement bei der Gewinnung von Rohstoffen im 

In- und Ausland, z.B. durch neue Rohstoffpartnerschaften und bessere gesetzliche Rahmen-

bedingungen. 

Leistungen für Asylbewerber senken – Rechtliche Spielräume nutzen. Deutschland wird 

mit der Zunahme der illegalen Migration zunehmend überfordert. Die europäischen Nach-

barländer nehmen im Schnitt deutlich weniger Geflüchtete auf. Die auch im europäischen 

Vergleich hohen Sozialleistungen in Deutschland ein wichtiger Faktor für Migration und ins-

besondere Sekundärmigration nach Deutschland. Das Bundesverfassungsgericht hat festge-

halten, dass eine dauerhafte Ungleichbehandlung von Asylbewerbern und Einheimischen bei 

der Sicherung des Existenzminimums nicht möglich ist. Aber es bestehen dennoch weiterhin 

Spielräume zur Leistungsabsenkung. Mit unserem Antrag fordern wir, diese Spielräume zu 

nutzen. Sie umfassen eine Verlängerung der Bezugsdauer der niedrigeren Leistungen nach 

dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) von 18 Monaten auf 36 Monate; die vorrangige 

Ausgabe von Sach- statt Geldleistungen und die Einführung einer möglichst bundeseinheit-

lichen Bezahlkarte als Regel. Solange eine Ausreisepflicht besteht und eine Ausreise tatsäch-

lich und rechtlich möglich ist, soll nur das physische Existenzminimum gewährt werden. 

Weitere Maßnahmen runden unseren Forderungskatalog ab. 

Vorteile von Per- und polyfluorierten Alkylsubstanzen weiter nutzen, Wertschöpfung 

erhalten, Gesundheit und Umwelt schützen. Per- und polyfluorierte Alkylverbindungen 

(PFAS) sind bestimmte chemische Substanzen, die aufgrund ihrer stofflichen Eigenschaften 

besonders langlebig sind. In der EU ist seit geraumer Zeit umstritten, ob diese Substanzen 

untersagt werden sollen. Am 13. Januar 2023 haben nun Fachbehörden aus Deutschland, Dä-

nemark, der Niederlande, Norwegen und Schweden ein Dossier zur Beschränkung aller PFAS 

bei der Europäischen Chemikalienagentur (ECHA) eingereicht. Ziel ist es, die Herstellung, das 

Inverkehrbringen und die Verwendung aller PFAS zu verbieten. Allerdings: Sehr viele Verfah-

ren sind ohne PFAS nicht realisierbar, so z.B. in der Halbleiterindustrie, der Chipherstellung 

oder der Metallveredelung. Aber auch bei Medizinprodukten und bei Schutzausrüstungen für 

Feuerwehrleute sind PFAS unerlässlich. Bei professioneller Anwendung, in der ein sachge-

mäßer Umgang einschließlich der sicheren Entsorgung gewährleistet werden kann, besteht 

keine Gefahr für Mensch und Umwelt. Da Ersatzstoffe aktuell nicht vorhanden sind, hätte ein 

Komplettverbot der PFAS gravierende Folgen für den Wirtschaftsstandort Deutschland und 

Europa. Mit unserem Antrag – den wir in dieser Woche in erster Lesung beraten – fordern wir 

daher einen differenzierten, risikobasierten Ansatz. 

 



 
  

Unterstützung für die Ukraine intensivieren – Industrie stärken – Produktion und Lie-

ferung von Munition nachhaltig hochfahren. Der Deutsche Bundestag hat am 28. April 

2022 mit den Stimmen der demokratischen Fraktionen den Antrag „Frieden und Freiheit in 

Europa verteidigen – Umfassende Unterstützung für die Ukraine“ (Drs. 20/1550) gefasst. In 

diesem Beschluss forderte der Deutsche Bundestag die Bundesregierung unter anderem auf, 

die Lieferung benötigter Ausrüstung an die Ukraine fortzusetzen und zu intensivieren. Wäh-

rend die Lieferung von Großgerät einschließlich erster Munitionspakete der Ukraine zu Erfol-

gen und Geländegewinnen verhalf, droht ihr nun zunehmend die Munition für die gelieferten 

Waffen auszugehen. Die EU-Staaten haben sich in Anbetracht dieser dramatischen Lage unter 

Zustimmung Deutschlands darauf geeinigt, der Ukraine innerhalb von 12 Monaten eine Mil-

lion Schuss Artilleriemunition bereitzustellen. Seitdem ist von deutscher Seite die notwen-

dige substanzielle Steigerung der Lieferung aus bestehenden Rahmenverträgen oder über eu-

ropäische Beschaffungsprojekte – entgegen den Aussagen des Bundesministers für Verteidi-

gung im März 2023 – ausgeblieben. Die Munitionsbestände der Bundeswehr sind nicht aus-

reichend und von der NATO-Vorgabe des 30-Tage-Vorrats sehr weit entfernt. Sie befinden 

sich auf einem bedrohlich niedrigen Niveau. Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesre-

gierung auf, endlich wirksame Maßnahmen zu treffen, um die deutsche Rüstungsindustrie 

zu stärken und die Produktion und Lieferung von Munition nachhaltig hochzufahren. 

  Zurück zur Übersicht 

 

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

Gesetz zur Verbesserung der Rückführung. 330.000 Asylsuchende sind 2023 nach 
Deutschland gekommen – eine Zunahme der Antragszahlen um über 50 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr. Das ist ein Umfang von drei Großstädten, die in unser Land eingewandert sind 
und die unsere Kommunen aufnehmen und versorgen müssen. Nur etwas mehr als die Hälfte 
der Personen, die in Deutschland einen Asylantrag stellen, erhalten allerdings auch einen 
Schutzstatus bei uns. Wer das Asylsystem ohne Schutzgrund als Zugang nach Deutschland 
missbraucht, muss so schnell wie möglich in sein Heimatland zurückkehren. Deutschland 
schafft es aber nicht im Ansatz, Rückführungen im erforderlichen Umfang durchzuführen. 
Daher ist es überfällig, dass die Bundesregierung jetzt einen Gesetzentwurf zur Verbesserung 
der Rückführung vorlegt. Viele der darin enthaltenen Regelungen hatten CDU und CSU bereits 
2019 gefordert, die Vorschläge waren allerdings noch am damaligen Koalitionspartner SPD 
gescheitert. Ein Großteil der jetzt eingebrachten Regelungen lag zudem bereits im April 2023 
(als Ergebnis der Bund-Länder-Arbeitsgruppe) vor und wurde am 10. Mai 2023 auf dem 
Flüchtlingsgipfel im Bundeskanzleramt beschlossen. Es ist in der aktuellen Migrationskrise 
inakzeptabel, dass die Bundesregierung so lange für die Umsetzung längt getroffener Be-
schlüsse braucht. Die Maßnahmen im Gesetzentwurf werden dennoch bei weitem nicht aus-
reichen, um die Anzahl der Rückführungen im ausreichenden Umfang zu steigern. Bemer-
kenswert ist zudem, dass „auf den letzten Metern“ durch die Grünen noch Punkte in den Ge-
setzentwurf hereinverhandelt wurden, welche die positive Wirkung des Entwurfs weitgehend 
wieder aufheben: So soll der Staat verpflichtet werden, jedem Ausreisepflichtigen für das Ver-
fahren einen anwaltlichen Vertreter beizuordnen. Das konterkariert das Ziel, Rückführungs-
verfahren zu beschleunigen und zu vereinfachen. Hingegen begrüßen wir, dass die Koalition 
mit diesem Gesetzentwurf auch einer Forderung der Union nachkommen und die Wartefrist 
für Analogleistungen – also die Anpassung der Asylbewerberleistungen auf das Bürgergeld-
Niveau – in Umsetzung des Beschlusses der Ministerpräsidentenkonferenz von November – 
auf 36 Monate verlängert. Darüber hinaus werden Änderungen zur erleichterten Arbeitsauf-
nahme abgelehnte Asylsuchende (sog. Geduldete) umgesetzt.                         Zurück zur Übersicht                                                                                                                                       



 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
      

 
 
 

 

Bürgersprechstunde im Februar 
 

 

Lippstadt 

Dienstag, 06.02,2024, um 16-18 Uhr 

CDU-Bürgerbüro, Brüderstraße 4, 59555 Lippstadt 

 

Soest 

Donnerstag, 08.02.2024, um 16-18 Uhr 

 CDU-Kreisgeschäftsstelle, Bahnhofstraße 2, 59494 Soest 

 

 

Ich möchte mich für Sie einsetzen und freue mich auf  

Ihren Anruf oder Ihren Besuch 

 

02923 – 980 80 50 

___________ 
                               

 

    

                                  
 
 

 
 

          

                   Impressum 
 

Bundestagsbüro Hans-Jürgen Thies 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 

Telefon: 030 227 79450  

Mail: hans-juergen.thies@bundestag.de 
                                                                                                                                zurück  

 
 

 
 


